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China elektrisiert

Beijings »falsche« Richtung  Lucas Zeise zu Lust und Risiken des Kapitalverkehrs 

Das Wirtschaftsimperium in Fernost verordnet sich eine ambitionierte Quote für 
E-Autos. Das könnte den globalen Markt verändern . Von   Wolfgang Pomrehn 

China hat das Ende das Erdöl-
zeitalters eingeläutet. Wie be-
richtet ( jW  vom Freitag), wird 

im Land der Mitte ein Quotensystem 
eingeführt. Ab 2019 sollen zehn Pro-
zent der verkauften Automobile einen 
Elektroantrieb haben, im darauffol-
genden Jahr bereits 20 Prozent. In der 
Volksrepublik fahren derzeit bereits 
200 Millionen elektrische Zweiräder, 
vom Fahrrad bis zum Motorroller. Ge-
paart mit einem eher anarchischen Ver-
hältnis vieler Chinesen zu Verkehrs-
regeln sowie schlecht überwachten 
Standards für Verkehrssicherheit und 
Geschwindigkeitsbegrenzungen, be-
reitet dies den Verkehrspolitikern be-
reits arge Kopfschmerzen. 

 Nun soll auch die inzwischen ge-
waltige Automobilflotte des Landes 
umgestellt werden. Wegen der Dimen-
sionen des Landes wird das vermutlich 
in einigen Jahren weltweit zu spüren 
sein. Zu den Zweirädern auf Chinas 
verstopften Straßen gesellten sich 2015 
172 Millionen Pkw und weitere rund 
110 Millionen Busse, Lkw und Liefer-
fahrzeuge. Allein 2015 wurden 23,5 
Millionen Pkw neu zugelassen. 2016 
belief sich in der Volksrepublik nach 
Angaben des Nationalen Statistikbü-
ros in Beijing die Fahrzeugproduktion 
auf gut 28 Millionen Einheiten (24,4 
Millionen Pkw und Kleinlastwagen, 
der Rest Lkw und Busse). Davon hat-
ten knapp 460.000 einen Elektromo-
tor oder waren sogenannte Hybridfahr-
zeuge, die sowohl elektrisch als auch 
mit einem (Hilfs-)Verbrennungsmotor 
betrieben werden können. Der Inlands-
verkauf aller Pkw hat 2016 erneut stark 
zugelegt, nämlich um gut zehn Pro-
zent. Mit knapp 80.000 Fahrzeugen 
fällt der Export bisher gering aus, ob-
wohl er rasch zunimmt. 

 Die Volksrepublik ist weltweit der 
größte Markt für die Erzeugnisse der 
Automobilindustrie. Nicht zuletzt 
sind deshalb die deutschen Hersteller, 
die von der bisherigen Entwicklung 
reichlich profitiert haben, von der Ver-
kehrspolitik im Land in starkem Maße 
abhängig. Jedes dritte Fahrzeug, das 
in einem Werk der VW-Gruppe her-
gestellt wird, findet seinen Abnehmer 
in Fernost. Der Anteil am Konzern-

gewinn liegt vermutlich noch höher, 
denn die Wolfsburger verkaufen im 
aufstrebenden Schwellenland vor al-
lem Wagen aus dem gehobenen Preis-
segment, mit denen sich besonders 
viel Profit machen lässt. 

 Bisher jedenfalls. Die neuen Quo-
ten könnten damit vorerst Schluss ma-
chen, denn die BRD-Konzerne haben 
bisher kaum elektrisch angetriebene 
SUV und Limousinen im Angebot. 
Und das, obwohl genau diese Modelle 
sich am besten verkaufen. Sie müssen 
zudem künftig Strafen zahlen, wenn 
nicht mindestens zehn, ab 2020 dann 
20 Prozent der verkauften Wagen 
elektrisch betrieben sind. Und schon 
hat auch in China eine Diskussion, 
ob ein Datum festgesetzt werden soll, 
an dem es die letzte Neuzulassung 
für Diesel- oder Benzinfahrzeuge gibt, 
begonnen. Bisher lautet das Ziel, dass 
2025 25 Prozent aller Verkäufe einen 
elektrischen oder einen Hybridantrieb 
haben sollen. Doch das ist eher als 
Mindestangabe zu sehen. Bei Umwelt-
zielen neigen die Planer in Beijing 

zu vorsichtigen Vorgaben. In der Ver-
gangenheit wurden derartige Kennzif-
fern zumeist vorzeitig erfüllt. Das hat 
sich unter anderem beim Ausbau der 
Wind- und Solarenergieerzeugung ge-
zeigt, der wesentlich rascher verläuft 
als angestrebt. 

 Bei BYD (Biyadi Gufen Youxian 
Gongsi), einem der bekanntesten chi-
nesischen Hersteller von E-Autos, geht 
man davon aus, dass schon ab 2030 
keine herkömmlichen Wagen mehr zu-
gelassen werden. Das hört sich nach 
einer gewagten Prognose an. Dafür 
sprechen die umwelt- und geopoliti-
schen Vorteile, die China hätte, wenn 
es sich von Ölimporten unabhängig 
machen und die Luft seiner Städte 
deutlich verbessern könnte. Die Pro-
gnose wird aber auch durch die bis-
herige Marktdynamik gestützt. Der 
Absatz von E-Autos hat sich bisher 
in knapp zwei Jahren jeweils verdop-
pelt. Weltweit legte ihr Verkauf 2016 
zum Beispiel um 60 Prozent zu. Nach 
Angaben der »Electric Vehicle World 
Sales Database« wuchs der Verkauf 

in China im vergangenen Jahr um 84 
Prozent, während in diesem Jahr mit 
50 Prozent Zunahme gerechnet wird. 

 Wie es scheint, waren die Spitzen-
manager der deutschen Hersteller zu 
sehr mit ihren Abgastricksereien be-
schäftigt, um diese Entwicklung recht-
zeitig zu erkennen. Nun stehen auf dem 
weltweit größten Markt für Elektro-
autos rund 120 Hersteller bereit, ihnen 
Anteile abzujagen. Viele davon sind 
sogenannte Quereinsteiger, wie der 
BYD-Konzern, der aus dem Geschäft 
mit Batterien und Akkus kommt, oder 
auch der britische Milliardär James 
Dyson, der sein Vermögen mit Staub-
saugern gemacht hat und nun 2,3 Mil-
liarden Euro in die Entwicklung von 
Elektroautos stecken will. Alles sieht 
danach aus, als könnte die Situation 
auf dem für europäische Verhältnisse 
noch immer unterentwickelten, aber 
gigantischen chinesischen Markt (nur 
280 Millionen der insgesamt 1,38 Mil-
liarden Einwohner haben einen Füh-
rerschein) schon bald die alte Auto-
industrie kräftigst durchschütteln.     

China ist groß. 
Die Investitions-
möglichkeiten 

für Kapitalisten aus aller 
Welt sind beachtlich. 
Dennoch sind die nicht 
zufrieden. Sie beklagen 
den Einfluss des Staates 
auf die Wirtschaft, die 
Gängelung durch die 
Kommunistische Partei 
und geben sich ent-
täuscht, dass die von den 
Kommunisten angekün-
digte Reform der Staats-
betriebe nicht vorankommt. Das müsste 
so sein wie in Europa, finden sie, wo die 
Staatsbetriebe reihenweise privatisiert 
worden sind und im Portefeuille der 
Einzelinvestoren, der offenen und ge-
schlossenen Fonds nicht mehr fehlen 
dürfen. Ganz so ist es in China nicht. 

 Am 16. August hat die staatliche 
Telekommunikationsgesellschaft China 

Unicom eine Kapital-
spritze von umgerechnet 
knapp zehn Milliarden 
Euro erhalten. Wer wa-
ren die Investoren, die 
sich in die nicht unwich-
tige Staatsgesellschaft 
eingekauft hatten? Es 
waren ihrerseits chinesi-
sche Großunternehmen. 
Alibaba und Tencent, 
die beiden größten Inter-
netfirmen, die zugleich 
die größten Börsenunter-
nehmen des Landes 

sind, haben sich mit zwei bzw. fünf Pro-
zent an China Unicom beteiligt. China 
Life, eine Lebensversicherung, hält nun 
zehn Prozent. So geht es weiter. Das 
war kein Börsengang der reinen Form. 
Allerdings sind solche gelenkten Ver-
suche, das Eigenkapital der Gesellschaft 
durch die Hereinnahme anderer Investo-
ren, sprich etablierter Monopole, auch 

in den altkapitalistischen Ländern nicht 
unbekannt. 

 Die »Reform geht in die falsche 
Richtung«, schreibt Henny Sender, die 
Hongkong-Korrespondentin der  Finan-

cial Times . Nicht die Staatsunterneh-
men würden so durch die Hereinnahme 
der privaten reformiert. Vielmehr 
würden die privaten Großunternehmen 
durch mehr oder weniger Druck der 
Regierung zum Mitmachen bei der 
Zeichnung von Kapitalanteilen gezwun-
gen. Wenn sich nicht einmal ein Riese 
wie Alibaba diesem Druck entziehen 
könne, wer dann? Am schlimmsten fin-
det es Sender, wenn die Aufsichtsräte in 
den gemischt staatlich-privaten Unter-
nehmen, auch die, die mit großen Hoff-
nungen aus dem Ausland gekommen 
sind, dennoch nichts zu sagen und zu 
melden hätten, wenn die Partei es nicht 
wünscht. Sie seien reine Staffage. Und 
die Aufsichtsräte in deutschen oder US-
amerikanischen Aktiengesellschaften? 

Haben sie mehr zu melden, wenn sie 
nur eine Minderheit der Aktionäre re-
präsentieren? Natürlich nicht. Insofern 
ist das, was in China geschieht, ganz 
ähnlich dem, wie das Finanzkapital an-
derswo agiert. Der Unterschied (und das 
Ärgernis für manche Journalisten und 
westliche Investoren) besteht darin, dass 
die staatlichen formalen Machtpositio-
nen auch genutzt werden. Gelenkter 
Finanzkapitalismus eben. 

 Die Westler, ihre China-Beobachter 
und Forschungsinstitute haben, so 
scheint es, die Hoffnung aufgegeben, 
dass das durch den voraussichtlich vom 
Parteitag der Kommunistischen Partei 
im Oktober in Aussicht gestellten An-
spruch »mehr Markt« zu kräftigen Re-
formen in westliche Richtung von mehr 
Neoliberalismus führt. Das heißt nicht, 
dass sie China im Zustand des von der 
Partei gelenkten Kapitalismus lassen 
werden. Sie geben nicht so schnell auf. 
Dafür ist die Beute zu groß.

Ausrangierte Taxen in Taiyuan. Die Stadt stellt den Betrieb von Mietwagen auf Elektroantrieb um
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EU-Parlament sperrt 

Monsanto aus 

Brüssel.  Das EU-Parlament hat 
Lobbyisten des US-Konzerns 
Monsanto die Zugangsausweise 
entzogen. Die Entscheidung 
fällten die Fraktionsvorsitzenden 
am Donnerstag auf Antrag der 
Grünen, wie deren Fraktionschef 
Philippe Lamberts mitteilte. Sie 
gelte bis auf weiteres. 

 Hintergrund ist nach Angaben 
der Grünen die Weigerung des 
Konzerns, zu einer Anhörung zu 
erscheinen. Nach wie vor gebe 
es Unklarheiten bei der Beurtei-
lung des Pflanzenschutzmittels 
Glyphosat, so Lamberts. Nach 
Angaben des Abgeordnete Sven 
Giegold (Grüne) ist es das erste 
Mal, dass einem Unternehmen 
der Zugang zum Parlament ent-
zogen wird.  (dpa/jW) 

Rewe investiert 

ins Ladennetz 

Köln/München.  Der Handelsriese 
Rewe wird in diesem Jahr insge-
samt rund 1,7 Milliarden Euro in 
sein Ladennetz in Europa inves-
tieren – mehr als 900 Millionen 
Euro davon in Deutschland. 

 Geplant sei die Eröffnung von 
rund 250 Rewe- und Penny-Märk-
ten in der Bundesrepublik und 
weiteren 200 Filialen im Aus-
land, teile das Unternehmen am 
Freitag mit. Gleichzeitig inves-
tiert das Unternehmen erhebliche 
Summen in den Onlineverkauf. 

 Der Lebensmittelhändler for-
ciert zudem strategische Koope-
rationen wie die mit dem Tank-
stellenbetreiber Aral. Fanden sich 
Ende vergangenen Jahres an 60 
Aral-Stationen »Rewe-to-Go«- 
Läden, so soll ihre Zahl bis zum 
Jahresende auf fast 250 steigen. 

(dpa/jW) 
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Die Jubiläumstasse

»Was, die gibt’s noch?
70 Jahre Tageszeitung  
junge Welt« (rot oder blau) 

Origineller Ka� eepott zum Jubiläum 
der jungen Welt in den Farben Blau 
und Rot. Mit dem Slogan der aktuellen 
Kam pagne »Was, die gibt’s noch?«

Am 12. Februar 1947 erschien die erste 
Ausgabe der jungen Welt. Aus diesem 
Anlass haben wir die ganz besondere 
Geburtstagstasse für unsere Freunde 
und Leser anfertigen lassen.
—  weißer Keramikbecher, matt
—  mit blauer oder roter Glasur innen
— jW-Logo plus Slogan der 

aktuellen Kampagne
—  Durchmesser 90 mm, 

Höhe 90 mm
–  Inhalt: 380 ml
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